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Beschlussfassung über die Änderung des Beschlusses der Hauptversammlung vom 12. 

Juni 2019, geändert durch weiteren Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 

2021  über die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Opti-

onsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(oder Kombinationen dieser Instrumente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Be-

zugsrechts und über die teilweise Aufhebung des Bedingten Kapitals 2019/I sowie über 

die entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung; Beschlussfassung über eine 

neue Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuld-

verschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kom-

binationen dieser Instrumente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts 

und über die Schaffung eines Bedingten Kapitals 2022/I sowie über die entsprechende 

Satzungsänderung in § 4 der Satzung 

Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldver-

schreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinn-

schuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) mit der Möglichkeit 

zum Ausschluss des Bezugsrechts und über die Schaffung eines Bedingten Kapitals 

2022/II sowie über die entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung 

 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß § 221 Absatz 4 Satz 2 i. V. m. 

§ 186 Absatz 4 Satz 2 AktG zu den unter Tagesordnungspunkt 10 und 11 aufgeführten 

Ermächtigungen des Vorstands zum Ausschluss des Bezugsrechts 

Zu Tagesordnungspunkt 10 und 11 der Hauptversammlung am 16. Juni 2022 schlagen Vor-

stand und Aufsichtsrat vor, zunächst die bestehende, durch Beschluss der Hauptversamm-

lung vom 12. Juni 2019 unter Tagesordnungspunkt 6 erteilte Ermächtigung zur Ausgabe 

von Wandelschuldverschreibungen, geändert durch weiteren Beschluss der Hauptver-

sammlung vom 16. Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 8 und das dazugehörige Bedingte 

Kapital 2019/I herabzusetzen sowie zwei neue Ermächtigungen zur Ausgabe von Wandel-

schuldverschreibungen und zwei neue bedingte Kapitalia (Bedingtes Kapital 2022/I und 

Bedingtes Kapital 2022/II ) zu schaffen.  
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Die bestehende sowie die neuen Ermächtigungen zur Ausgabe von Wandelschuldver-

schreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuld-

verschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) sehen jeweils die Ermächti-

gung zum Bezugsrechtsausschluss vor. 

Gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG erstattet der Vorstand 

der Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 10 und 11 über die Gründe für die Er-

mächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts diesen Bericht: 

a. Ausgangslage 

Durch Beschluss der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 12. Juni 2019 unter Tages-

ordnungspunkt 6, geändert durch weiteren Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 

2021 unter Tagesordnungspunkt 8, wurde der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats bis zum 11. Juni 2024 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen 

lautende Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) im 

Nennbetrag von bis zu EUR 2.000.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu bege-

ben und den Gläubigern oder Inhabern von Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Op-

tionsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von 

bis zu EUR 61.219.560,00 zu gewähren („bestehende Ermächtigung“). Zur Bedienung der 

Options- und Wandlungsrechte aus diesen Schuldverschreibungen wurde von derselben 

Hauptversammlung das Bedingte Kapital 2019/I in Höhe von ursprünglich EUR 

61.219.560,00 beschlossen (§ 4 Abs. 9 der Satzung). 

Von der bestehenden Ermächtigung vom 12. Juni 2019 zur Ausgabe von Wandelschuldver-

schreibungen ist im Januar 2020 Gebrauch gemacht worden. Mitte Januar 2020 hat die 

Gesellschaft im Gesamtnennbetrag von EUR 1,75 Milliarden in zwei Tranchen („Tranche A“ 

und „Tranche B“) Wandelschuldverschreibungen mit einer Laufzeit bis Januar 2024 (Tran-

che A) und Januar 2027 (Tranche B) im Nennbetrag von EUR 875 Millionen (Tranche A) und 

EUR 875 Millionen (Tranche B), jeweils in 17,500 Teilschuldverschreibungen mit einem No-

minalbetrag von je EUR 100.000 unterteilt, platziert. Die Wandelschuldverschreibungen 

sind anfänglich in rund 17,9 Millionen neue oder bestehende, auf den Namen lautende 

Stückaktien der Delivery Hero SE wandelbar und wurden im Rahmen einer Privatplatzie-

rung ausschließlich an institutionelle Investoren in bestimmten Jurisdiktionen unter Aus-

schluss des Bezugsrechts der Aktionäre der Delivery Hero SE ausgegeben. Mit Zulassungs-

beschluss der Frankfurter Wertpapierbörse vom 14. Februar 2020 wurden bereits 
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insgesamt 20.000.000 Stücke Aktien (EUR 20.000.000,00) der Delivery Hero SE zum Handel 

im regulierten Markt (Prime Standard) der Frankfurter Wertpapierbörse zugelassen.  

Von dem Bedingten Kapital 2019/I genügt ein Volumen von rund EUR 20 Mio. zur Bedie-

nung der unter vorgenannter Ermächtigung ausgegebenen und noch ausstehenden Wan-

delschuldverschreibungen. Das zur Bedienung dieser ausgegebenen Wandelschuldver-

schreibungen geschaffene Bedingte Kapital 2019/I in § 4 Abs. 9 der Satzung übersteigt 

somit das benötigte Volumen an Aktien und soll daher um EUR 25.112.687,00 auf 

EUR 22.106.873,00 herabgesetzt und die entsprechende Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen angepasst werden.  

Gleichzeitig sollen, um der Gesellschaft auch künftig die erforderliche Flexibilität zur Aus-

gabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen zur Unternehmensfinanzie-

rung zu geben, zwei neue, im Wesentlichen gleichlautende Ermächtigungen zur Ausgabe 

von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen und zwei neue bedingte Kapitalia im 

Umfang von jeweils EUR 12.556.343,00 (Bedingtes Kapital 2022/I und Bedingtes Kapital 

2022/II) in einem neuen § 4 Abs. 17 und Abs. 18 der Satzung geschaffen werden.  

b. Vorteile solcher Finanzierungsinstrumente 

Eine wesentliche Voraussetzung für die weitere positive Geschäftsentwicklung des Unter-

nehmens ist eine angemessene Kapitalausstattung. Die vorgeschlagenen Ermächtigungen 

zur Ausgabe von Schuldverschreibungen soll es der Gesellschaft ermöglichen, attraktive 

Finanzierungsmöglichkeiten flexibel und zeitnah zu nutzen. Hierdurch soll die Gesellschaft 

für die Finanzierung möglicher Übernahmen und sonstiger Erweiterungen ihres Geschäfts 

neben klassischem Fremdkapital (Bankkrediten) und Eigenkapital auch das Instrument der 

Schuldverschreibungen nutzen können und soll damit in die Lage versetzt werden, unter-

schiedliche Investorenkreise anzusprechen, um das in der jeweiligen Marktlage jeweils be-

zogen auf Platzierbarkeit und erzielbare Preise am besten geeignete Finanzierungsinstru-

ment im Interesse der Aktionäre auswählen zu können. Die Gesellschaft kann zudem eine 

Wandlungs- bzw. Optionspflicht oder ein Andienungsrecht des Emittenten vorsehen sowie 

die Schuldverschreibungen durch Lieferung eigener Aktien, Lieferung von Aktien aus ge-

nehmigtem Kapital oder durch eine Barzahlung bedienen, wodurch der Gestaltungsspiel-

raum für derartige Finanzierungsinstrumente erweitert wird. 

Der Gesellschaft soll aus Gründen der Flexibilität wiederum auch die Möglichkeit eröffnet 

werden, über mit ihr im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundene Unternehmen je nach Markt-

lage deutsche oder internationale Kapitalmärkte in Anspruch zu nehmen und die 
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Schuldverschreibungen außer in Euro auch in der gesetzlichen Währung eines OECD-Lan-

des auszugeben. 

c. Wandlungs- bzw. Optionspreis 

Der Wandlungs- bzw. Optionspreis darf einen Mindestausgabebetrag nicht unterschreiten, 

dessen Berechnungsgrundlagen genau angegeben sind. Anknüpfungspunkt für die Be-

rechnung ist jeweils der Börsenkurs der Aktie der Delivery Hero SE im zeitlichen Zusam-

menhang mit der Platzierung der Schuldverschreibung bzw. im Falle einer Wandlungs- 

oder Optionspflicht oder eines Andienungsrechts gegebenenfalls alternativ der Börsen-

kurs der Aktie der Delivery Hero SE im zeitlichen Zusammenhang mit der Ermittlung des 

Wandlungs-/Optionspreises nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen. 

Der Wandlungs-/Optionspreis kann nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen in 

bestimmten Fällen angepasst werden, um entsprechend der Ermächtigung Verwässe-

rungsschutz zu gewähren. Verwässerungsschutz bzw. Anpassungen können insbesondere 

vorgesehen werden, wenn es während der Laufzeit der Schuldverschreibungen zu Kapital-

veränderungen bei der Gesellschaft kommt, aber auch in Zusammenhang mit Dividenden-

zahlungen, der Begebung weiterer Wandel-/Optionsschuldverschreibungen, Umwand-

lungsmaßnahmen sowie im Fall anderer Ereignisse mit Auswirkungen auf den Wert der 

Wandlungs- bzw. Optionsrechte, die während der Laufzeit der Schuldverschreibungen ein-

treten (wie zum Beispiel einer Kontrollerlangung durch einen Dritten). Verwässerungs-

schutz bzw. Anpassungen können insbesondere durch die Einräumung von Bezugsrechten, 

durch Veränderung des Wandlungs-/Optionspreises sowie durch Einräumung einer Bar-

komponente vorgesehen werden. 

d. Bezugsrecht und Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss 

Den Aktionären steht bei Begebung von Schuldverschreibungen dieser Art grundsätzlich 

ein Bezugsrecht zu (§ 221 Abs. 4 i. V. m. § 186 Abs. 1 AktG). Der Vorstand kann dabei auch 

von der Möglichkeit Gebrauch machen, die Schuldverschreibungen an ein Kreditinstitut 

oder die Mitglieder eines Konsortiums von Kreditinstituten bzw. diesen nach § 186 Abs. 5 

S. 1 AktG gleichstehenden Unternehmen mit der Verpflichtung auszugeben, den Aktionä-

ren die Schuldverschreibungen entsprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten (mittelbares 

Bezugsrecht im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG). Es handelt sich hierbei nicht um eine Be-

schränkung des Bezugsrechts der Aktionäre. Den Aktionären werden letztlich die gleichen 

Bezugsrechte gewährt wie bei einem direkten Bezug. Aus abwicklungstechnischen Grün-

den werden lediglich ein oder mehrere Kreditinstitute bzw. dieser gleichgestellten Unter-

nehmen an der Abwicklung beteiligt. 
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Der Vorstand kann jedoch jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre in bestimmten Fällen ausschließen: 

(i) Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, 

dass im Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Emission ein praktikables Bezugs-

verhältnis dargestellt werden kann. Der Wert der Spitzenbeträge ist je Aktionär in 

der Regel gering, weshalb der mögliche Verwässerungseffekt ebenfalls als gering 

anzusehen ist. Demgegenüber ist der Aufwand für eine Emission ohne einen sol-

chen Ausschluss deutlich höher. Der Ausschluss dient der Praktikabilität und der 

leichteren Durchführung einer Emission. Vorstand und Aufsichtsrat halten den 

möglichen Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge deshalb sachlich ge-

rechtfertigt und unter Abwägung mit den Interessen der Aktionäre auch für ange-

messen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen 

Schuldverschreibungen werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in 

sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. 

(ii) Bezugsrechtsausschluss zugunsten der Inhaber bzw. Gläubiger von bereits ausgege-

benen Optionsrechten oder Wandlungsrechten bzw. entsprechender Pflichten 

Das Bezugsrecht der Aktionäre soll auch jeweils ausgeschlossen werden können, 

soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Options- oder Wand-

lungsrechten bzw. Options- oder Wandlungspflichten aus bereits zuvor ausgegebe-

nen Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es 

ihnen nach Ausübung dieser Rechte bzw. nach Erfüllung dieser Pflichten als Aktio-

när zustehen würde. Der marktübliche Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der 

Inhaber bzw. Gläubiger von bereits ausgegebenen Schuldverschreibungen hat den 

Vorteil, dass der Options- bzw. Wandlungspreis für die bereits ausgegebenen und 

regelmäßig mit einem Verwässerungsschutzmechanismus, z. B. bei Kapitalmaßnah-

men, ausgestatteten Schuldverschreibungen nicht ermäßigt werden braucht. 

Dadurch können die Schuldverschreibungen in mehreren Tranchen attraktiver plat-

ziert werden und es wird insgesamt ein höherer Mittelzufluss ermöglicht. Auch die-

ser Fall des Bezugsrechtsausschlusses liegt daher im Interesse der Gesellschaft und 

ihrer Aktionäre. 

(iii) Erleichterter Bezugsrechtsausschluss in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 

Satz 4 i. V. m. § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG 
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Der Vorstand soll ferner in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ermächtigt sein, bei einer Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Barleistung 

das Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, wenn der Aus-

gabepreis der Schuldverschreibungen ihren Marktwert nicht wesentlich unter-

schreitet. Dies kann zweckmäßig sein, um eine Schuldverschreibung schnell und 

flexibel zu attraktiven Konditionen am Markt platzieren zu können. Da die Aktien-

märkte volatil sein können, hängt die Erzielung eines möglichst vorteilhaften Emis-

sionsergebnisses im verstärkten Maße davon ab, ob auf Marktentwicklungen kurz-

fristig reagiert werden kann. Günstige möglichst marktnahe Konditionen können 

in der Regel nur festgesetzt werden, wenn die Gesellschaft an diese nicht für einen 

zu langen Angebotszeitraum gebunden ist. Bei Bezugsrechtsemissionen ist, um die 

Erfolgschancen der Emission für den gesamten Angebotszeitraum sicherzustellen, 

in der Regel ein nicht unerheblicher Sicherheitsabschlag erforderlich. Zwar gestat-

tet § 186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises (und damit bei Opti-

ons- und Wandelanleihen der Konditionen dieser) bis spätestens drei Tage vor Ab-

lauf der Bezugsfrist. Angesichts der Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber 

auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen 

bei der Festlegung der Anleihekonditionen führt. Auch ist bei Gewährung eines Be-

zugsrechts wegen der Ungewissheit seiner Ausübung (Bezugsverhalten) die alter-

native Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit zusätzlichem Aufwand verbun-

den. Schließlich kann bei Einräumung eines Bezugsrechts die Gesellschaft wegen 

der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf eine Veränderung der Marktverhält-

nisse reagieren, was zu einer für die Gesellschaft ungünstigeren Kapitalbeschaffung 

führen kann. 

Die Interessen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die Schuldverschrei-

bungen nicht wesentlich unter dem Marktwert ausgegeben werden. Hierdurch wird 

sichergestellt, dass eine nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung des Werts der 

Aktien nicht eintritt. Ob ein solcher Verwässerungseffekt bei der bezugsrechts-

freien Ausgabe von entsprechenden Schuldverschreibungen mit Wandlungs- bzw. 

Optionsrechten oder -pflichten sowie Andienungsrechten eintritt, kann ermittelt 

werden, indem der hypothetische Marktwert der Schuldverschreibungen nach an-

erkannten, insbesondere finanzmathematischen Methoden errechnet und mit dem 

Ausgabepreis verglichen wird. Liegt nach pflichtgemäßer Prüfung dieser Ausgabe-

preis nur unwesentlich unter dem hypothetischen Börsenpreis Marktwert zum Zeit-

punkt der Begebung der Schuldverschreibungen, ist nach dem Sinn und Zweck der 

Regelung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ein Bezugsrechtsausschluss wegen des nur 
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unwesentlichen Abschlags zulässig. Die Verwaltung wird bei der Preisfestsetzung 

unter Berücksichtigung der jeweiligen Kapitalmarktsituation den Abschlag von die-

sem Marktwert so gering wie möglich halten. Damit wird der rechnerische Markt-

wert eines Bezugsrechts so gering sein, dass den Aktionären durch den Bezugs-

rechtsausschluss kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann. 

Eine marktgerechte Konditionenfestsetzung und damit eine Vermeidung einer nen-

nenswerten Wertverwässerung können auch erfolgen, indem der Vorstand ein sog. 

Bookbuilding-Verfahren durchführt. Bei diesem Verfahren werden Investoren ge-

beten, auf der Grundlage vorläufiger Anleihebedingungen Kaufanträge zu übermit-

teln und dabei z. B. den für marktgerecht erachteten Zinssatz und/oder andere öko-

nomische Komponenten zu spezifizieren. Nach Abschluss der Bookbuilding-Periode 

werden auf der Grundlage der von Investoren abgegebenen Kaufanträge die bis 

dahin offenen Bedingungen, z. B. der Zinssatz, marktgerecht gemäß dem Prinzip 

von Angebot und Nachfrage festgelegt. Auf diese Weise wird der Gesamtwert der 

Schuldverschreibung marktnah bestimmt. Durch ein solches Bookbuilding-Verfah-

ren kann der Vorstand ebenfalls sicherstellen, dass eine nennenswerte Verwässe-

rung des Werts der Aktie durch den Bezugsrechtsausschluss nicht eintritt. 

Die Aktionäre haben zudem die Möglichkeit, ihren Anteil am Grundkapital der Ge-

sellschaft zu annähernd gleichen Bedingungen durch Erwerb über die Börse auf-

rechtzuerhalten. Dadurch werden ihre Vermögensinteressen gewahrt. Denn die Er-

mächtigung zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 i. 

V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gilt nur für Schuldverschreibungen mit Rechten bzw. 

Pflichten zum Bezug von Aktien, auf die nach der bestehenden Ermächtigung ein 

anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 10 % entfällt, und 

zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch – sofern 

dieser Betrag niedriger ist – im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Dabei 

steht die Ermächtigung zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss unter der noch 

bestehenden Ermächtigung vom 12. Juni 2019 bzw. 16. Juni 2021 nicht mehr zur 

Ausnutzung zur Verfügung. 

Auf diese Begrenzungen werden Aktien angerechnet, die während der Laufzeit die-

ser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung in direkter oder entsprechen-

der Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. 

Ferner werden auf diese Begrenzung auch Aktien angerechnet, die aufgrund einer 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter erleichtertem Bezugsrechtsaus-

schluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 i. V. m. § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG begebenen Wandel- 
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oder Optionsschuldverschreibung auszugeben oder zu gewähren sind. Diese An-

rechnung geschieht im Interesse der Aktionäre an einer möglichst geringen Ver-

wässerung ihrer Beteiligung. 

(iv) Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei der Ausgabe von Schuldverschreibun-

gen gegen Sacheinlagen 

Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch gegen Sacheinlagen bzw. Sach-

leistungen erfolgen, sofern dies im Interesse der Gesellschaft liegt. In diesem Fall 

wird der Vorstand auch – mit Zustimmung des Aufsichtsrats – zu einem Ausschluss 

des Bezugsrechts ermächtigt. Dies soll die Gesellschaft unter anderem in die Lage 

versetzen, die Schuldverschreibungen als Akquisitionswährung einsetzen zu kön-

nen, um in geeigneten Einzelfällen im Rahmen von Unternehmenszusammen-

schlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Un-

ternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen oder 

Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderun-

gen gegen die Gesellschaft oder mit ihr im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundene 

Unternehmen solche Sacheinlagen oder Sachleistungen gegen Übertragung derar-

tiger Finanzinstrumente erwerben zu können. 

Diese Ermächtigung eröffnet die Möglichkeit – mittels Ausgabe von Schuldver-

schreibungen – im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre auf dem nationa-

len und internationalen Markt schnell und flexibel vorteilhafte Gelegenheiten zur 

Unternehmenserweiterung zu nutzen. Anders als eine Geldzahlung schont die Aus-

gabe von Schuldverschreibungen die Liquidität der Gesellschaft und stellt damit 

häufig die günstigere Finanzierungsform dar. Der Vorstand ist auch berechtigt, In-

habern von Forderungen gegen die Gesellschaft oder mit ihr im Sinne der §§ 15 ff. 

AktG verbundene Unternehmen – anstelle einer Geldzahlung – ganz oder zum Teil 

Schuldverschreibungen der Gesellschaft zu leisten. Die Gesellschaft erhält dadurch 

zusätzliche Flexibilität für die Umsetzung von Maßnahmen zur Verbesserung der 

Kapitalstruktur. 

Die Verwaltung prüft in jedem Einzelfall sorgfältig, ob sie von der Ermächtigung 

Gebrauch machen soll, sobald sich die Erwerbsmöglichkeiten konkretisieren. Sie 

wird das Bezugsrecht der Aktionäre nur ausschließen, wenn dies im wohlverstan-

denen Interesse der Gesellschaft liegt. 

Bei Abwägung aller dieser Umstände ist die Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-

schluss in den verschiedenen Fällen in den jeweils umschriebenen Grenzen erfor-

derlich, geeignet, angemessen und im Interesse der Gesellschaft geboten. 
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e. Bedingtes Kapital, sonstige Gestaltungsoptionen 

Das vorgeschlagene herabgesetzte Bedingte Kapital 2019/I und das Bedingte Kapital 

2022/I sowie das Bedingte Kapital 2022/II dienen jeweils dazu, die mit den Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen verbundenen Wandlungs- bzw. Optionsrechte, 

Wandlungs- bzw. Optionspflichten oder Andienungsrechte bedienen zu können. 

Die Anleihebedingungen können vorsehen oder gestatten, dass zur Bedienung von Wand-

lungs- und Optionsrechten bzw. Wandlungs- und Optionspflichten oder zum Zwecke der 

Andienung wahlweise auch Aktien aus einem genehmigten Kapital oder im Falle einer 

diesbezüglichen gesonderten Ermächtigung des Vorstands durch die Hauptversammlung 

eigene Aktien der Gesellschaft verwendet werden können. Diese Gestaltung ermöglicht es 

der Gesellschaft, auch bereits bestehende Aktien oder andere Kapitalmaßnahmen zur Be-

dienung der Schuldverschreibungen zu nutzen und erhöht damit die Flexibilität der Gesell-

schaft. Ferner können die Anleihebedingungen vorsehen, dass die Anzahl der bei Aus-

übung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte oder nach Erfüllung entsprechender Pflichten 

zu gewährenden Aktien bzw. ein diesbezügliches Umtauschverhältnis variabel ist und auf 

eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden. 

Ferner kann vorgesehen werden, dass die Gesellschaft im Fall der Wandlung oder Options-

ausübung oder bei Erfüllung der Options- und Wandlungspflichten den Inhabern der 

Schuldverschreibungen nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in 

Geld zahlt oder börsennotierte Aktien einer anderen Gesellschaft gewährt. Die Bedingun-

gen können andererseits auch das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Fälligkeit der 

Schuldverschreibungen, den Inhabern der Schuldverschreibungen ganz oder teilweise – 

anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags – Aktien der Gesellschaft oder börsenno-

tierte Aktien einer anderen Gesellschaft zu gewähren. 

In den Bedingungen der Schuldverschreibungen kann außerdem vorgesehen werden, dass 

die Zahl der bei Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte oder nach Erfüllung der 

Wandlungs- oder Optionspflichten zu beziehenden Aktien variabel ist und/oder der Wand-

lungs- oder Optionspreis innerhalb einer vom Vorstand festzulegenden Bandbreite in Ab-

hängigkeit von der Entwicklung des Aktienkurses oder als Folge von Verwässerungsschutz-

bestimmungen während der Laufzeit verändert werden kann. 

Diese Form von Schuldverschreibungen ermöglicht der Gesellschaft eine kapitalmarktnahe 

Finanzierung, ohne dass tatsächlich eine gesellschaftsrechtliche Kapitalmaßnahme erfor-

derlich ist. Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass eine Erhöhung des Grundkapitals im 

zukünftigen Zeitpunkt der Ausübung der Schuldverschreibungen bzw. Erfüllung entspre-

chender Pflichten gegebenenfalls unwillkommen sein kann. Davon abgesehen schützt die 



 
 

Seite 10 von 10 

 

Nutzung der Möglichkeit der Barauszahlung die Aktionäre vor dem Rückgang ihrer Betei-

ligungsquote sowie vor der Verwässerung des Vermögenswertes ihrer Aktien, da keine 

neuen Aktien ausgegeben werden. Die Anleihebedingungen können andererseits auch das 

Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Fälligkeit der Schuldverschreibungen, den Inhabern 

oder Gläubigern der Schuldverschreibungen ganz oder teilweise – anstelle der Zahlung des 

fälligen Geldbetrages – Aktien der Gesellschaft zu gewähren. 

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über die Ausnutzung der Ermächtigung jeweils 

berichten. 

Der schriftliche Bericht des Vorstands gemäß § 221 Absatz 4 Satz 2 AktG i. V. m. mit § 186 

Absatz 4 Satz 2 AktG über den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre im Zusammen-

hang mit den Beschlussfassungen zu Tagesordnungspunkt 10 und 11 wird ab dem Zeit-

punkt der Einberufung der Hauptversammlung den Aktionären unter 

https://ir.deliveryhero.com/hv  

zugänglich gemacht. 

 

 

Der Vorstand 

 
 

Niklas Östberg 

Vorstandsvorsitzender 

Emmanuel Thomassin 

Vorstandsmitglied (CFO) 

Pieter-Jan Vandepitte 

Vorstandsmitglied (COO) 

 

 

          

 

 

 

 


